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5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 3769 


Große Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Deutschlandpolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Chance, den Zusam- 
menhalt der Deutschen in Ost und West zu wahren und zu 
festigen und damit die Voraussetzung für eine Vereinigung 
der Deutschen in Frieden und Freiheit zu schaffen? 

2. Welche konkreten Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um dem in Frage 1 genannten Ziel näher- 
zukommen? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, der Regierung der DDR 
einen Vertrag zwischen den beiden Teilen Deutschlands 
vorzuschlagen, der das Ziel hat, im Interesse des Zusammen- 
halts der deutschen Nation, der europäischen Sicherheit und 
des Friedens in der Welt die Beziehungen zwischen den 
beiden Teilen Deutschlands für die Übergangszeit bis zur 
friedlichen Lösung unserer nationalen Frage zu ordnen? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, in diesem Vertragsentwurf 
der Regierung der DDR u. a. vorzuschlagen 

a) den Austausch von ständigen Beauftragten, 

b) eine Vereinbarung, jede Androhung oder Anwendung 
von Gewalt gegeneinander zu unterlassen, 

c) den Abschluß weiterer Vereinbarungen auf den Gebieten 
u. a. der Wirtschaft, des Finanz-, Post- und Fernmelde- 
wesens, des Verkehrs, der Kultur, der Wissenschaft und 
des Handels auf der Grundlage eines gegenseitigen Vor- 
teils? 

5. Ist die Bundesregierung weiterhin bereit, der Regierung der 
DDR zur Vorbereitung und Durchführung der in Frage 4 vor- 
geschlagenen Vereinbarungen gesamtdeutsche, paritätisch 
besetzte Kommissionen vorzuschlagen? 

6. Wird die Bundesregierung der Regierung der DDR eine 
Amnestie all der Personen in beiden Teilen Deutschlands 
Vorschlägen, die wegen Taten verurteilt sind, die mit der 
Teilung Deutschlands Zusammenhängen? 
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7. Ist die Bundesregierung bereit, der Regierung der DDR eine 
Vereinbarung vorzuschlagen, die juristischen und tatsäch- 
lichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Bewohner 
des jeweiligen Teils Deutschlands Besuchsreisen in das Ge- 
biet der anderen Seite mindestens zu den gleichen Bedin- 
gungen unternehmen können, die für Reisende in das ihnen 
benachbarte Ausland gelten? 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang die Möglichkeit, zu einer Vereinbarung mit der Regie- 
rung der DDR zu kommen, die zusätzlich zu den alliierten 
Rechten und Vorbehalten in bezug auf Berlin die enge Ver- 
bindung zwischen West-Berlin und Westdeutschland sichert 
und insbesondere den reibungslosen und ungehinderten 
Verkehr von und nach Berlin gewährleistet? 

9. Welche weiteren Maßnahmen zur Verbesserung der deut- 
schen Situation hält die Bundesregierung für notwendig? 


Bonn, den 24. Januar 1969 


Mischnick und Fraktion 



Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode Drucksache V/3769 


Begründung 


Der Erfolg der Deutschlandpolitik der Bundesregierung hängt 
nicht nur von ihr selbst ab. Das Ziel aller deutschen Politik, das 
Auseinanderleben der Deutschen in Ost und West zu verhin- 
dern, kann nur erreicht werden, wenn die Regierung der DDR 
ihre Politik der Abkapselung gegenüber dem Westen ein- 
schränkt und letztlich aufgibt. Gerade in der Deutschlandfrage 
kann nichts erzwungen werden. Wir sind auf die Zusammen- 
arbeit und auf den guten Willen insbesondere der Sowjetunion 
und der DDR-Regierung angewiesen. 

Die Freien Demokraten verkennen nicht, daß die Regierung in 
Ost-Berlin zur Zeit offensichtlich nur ein geringes oder gar kein 
Interesse daran hat, mit der Bundesregierung über eine Erleich- 
terung der sich aus der Teilung Deutschlands ergebenden Fol- 
gen zu sprechen. Alte Forderungen der SED, wie etwa die nach 
gesamtdeutschen und paritätisch besetzten Kommissionen oder 
der Ruf „Deutsche an einen Tisch", werden im Osten nicht mehr 
erhoben. Gerade die jüngsten Maßnahmen zur Besteuerung von 
Geschenken zeigen deutlich, daß die Regierung der DDR neben 
dem W^unsch, mehr Devisen zu bekommen, auch die menschli- 
chen Beziehungen erschweren will. 

Wenn wir also feststellen müssen, daß die Regierung in Ost- 
Berlin heute häufig von ihren früheren Forderungen zur 
Deutschlandpolitik nichts mehr wissen will, so müssen wir doch 
auf der anderen Seite anerkennen, daß ihr diese Abkehr nur 
deshalb so ohne weiteres möglich ist, weil sie von der Bundes- 
republik Deutschland nicht oder nicht rechtzeitig beim Wort 
genommen wurde. Wenn das ausnahmsweise doch einmal ge- 
schah, wie etwa bei dem Redneraustausch SPD — SED, nahm die 
Ost-Seite ihre Angebote häufig und aus fadenscheinigen Grün- 
den zurück und entwertete sich selbst damit vor aller Öffent- 
lichkeit. 

Die Tatsache, daß sich die DDR-Regierung selbst in Osteuropa 
einer öffentlichen Meinung gegenübersieht, die ihre politischen 
Schritte kritisch beobachtet, hat aber in der Vergangenheit dazu 
geführt, daß die Regierung in Ost-Berlin immer wieder ein In- 
teresse an politischen Verhandlungen auch mit der Bundesre- 
gierung zeigen mußte. Das führte u. a. auch zu dem Angebot 
eines Gespräches der beiden Wirtschaftsminister Schiller und 
Sölle, sowie zu der Übersendung eines Vertragsentwurfs zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR. Wenn 
auch dieser Vertragsentwurf inhaltlich absolut unbefriedigend 
ist, so sollte sich doch die Bundesregierung nicht damit begnü- 
gen, ihn einfach im politischen Raum stehen zu lassen. Die FDP 
ist vielmehr der Auffassung, daß er durch einen Gegenvertrags- 
entwurf der Bundesregierung beantwortet werden sollte, der 
die politischen Ziele, die die Bundesregierung hat, darlegt und 
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zwar besser, d. h. konkreter als der Vertragsentwurf der ande- 
ren Seite. Die Fragen 3 bis 8 der vorliegenden Großen Anfrage 
enthalten die Fragen, die nach Ansicht der Freien Demokraten 
mindestens in einem derartigen Vertrag angesprochen werden 
müßten. 

Ein entsprechendes Vertragsangebot der Bundesregierung an 
die Regierung der DDR würde für die Bundesrepublik Deutsch- 
land kein Risiko bedeuten. Abgesichert durch das NATO-Bünd- 
nis und in ständigen Konsultationen mit unseren Alliierten 
kann es sich die Bundesregierung durchaus erlauben, in der 
Deutschlandpolitik die Initiative zu ergreifen. Dabei ist nur 
eines zu beachten. Es ist von Anfang an klarzustellen, daß die 
DDR für uns kein Ausland und das Ziel all unserer Bemühun- 
gen die Überwindung der deutschen Spaltung ist. Unter diesen 
Voraussetzungen sind alle weiteren Überlegungen, ob ein der- 
artiger Vertrag die „Anerkennung" der DDR bedeutet, müßig 
und lediglich Scheinprobleme. Es gilt allein, politische Lösungen 
des Deutschlandproblems vorzuschlagen, ohne dabei über ju- 
ristische Zwirnsfäden zu stolpern, und deshalb ist auch die 
Frage nebensächlich, welchem Rechtsgebiet ein derartiger Ver- 
trag — käme er zustande — zuzuordnen wäre. 

Für die Bundesrepublik Deutschland kann es unter den gegen- 
wärtigen Umständen nur darauf ankommen, Verhandlungen 
und Vereinbarungen mit allen denjenigen anzustreben, die die 
Macht haben, die Verhältnisse in Deutschland zu beeinflussen. 
Dazu gehört zweifellos auch die Regierung in Ost-Berlin. Die 
Bundesregierung sollte sich auch nicht dadurch von derartigen 
Verhandlungen abhalten lassen, daß die DDR möglicherweise 
Vereinbarungen ablehnen wird. Ein Vertrag zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR wie ihn die FDP vor- 
schlägt, liegt sowohl im deutschen als auch im europäischen 
Interesse. Auch die DDR wird sich dem auf die Dauer nicht ent- 
ziehen können. Die Bundesregierung sollte daher auf jeden Fall 
das politisch Notwendige Vorschlägen. Die Lage des geteilten 
Deutschlands ist so schlecht, daß sie kaum noch verschlechtert 
werden kann. Würde sich die DDR-Regierung weigern, über 
einen vernünftigen und sachgerechten Vertrag zwischen den 
beiden Teilen Deutschlands zu verhandeln, so hätte doch jeden- 
falls die Bundesrepublik Deutschland ihren Friedens- und Ver- 
ständigungswillen ein weiteres Mal überzeugend unter Beweis 
gestellt. Die Bundesrepublik Deutschland hat angesichts der 
gegenwärtigen weltpolitischen Schwierigkeiten nur die eine 
Möglichkeit, ihrerseits die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß dem Osten ein weiteres Ausweichen erschwert wird. Die 
Freien Demokraten sind überzeugt davon, daß einer so ausge- 
richteten, langfristig angelegten und zielstrebig durchgeführten 
Politik auf die Dauer der Erfolg nicht verwehrt bleiben wird. 
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